
 

         LAG Kinder- und Jugendschutz Thüringen e.V. - Johannesstraße 19 - 99084 Erfurt 

Thüringer Landtag  
Ausschuss für Europa, Medien, Ehrenamt und Sport 
Herr Forelle 
Jürgen-Fuchs-Straße 1 
99096 Erfurt 
 

       

 

Erfurt, der 19. Dezember 2025 

 

Stellungnahme zum Antrag der Fraktionen der CDU, des BSW 
und der SPD gem. § 74 Abs. 2 GO zur „Initiative des Freistaats 
Thüringen zur Schaffung digitaler Schutzräume für Kinder und 
Jugendliche – Social-Media-Nutzung erst ab 16 Jahren?“  

 

Sehr geehrter Herr Forelle, sehr geehrte Mitglieder des Ausschusses, 

 

zunächst bedanke ich mich für die Gelegenheit, zu dem im Betreff genann-

ten Antrag aus der Perspektive des Kinder- und Jugendschutzes Stellung 

nehmen zu können. 

 

Als Landesarbeitsgemeinschaft Kinder- und Jugendschutz Thüringen e.V. se-

hen wir seit Jahren die Notwendigkeit der Ausweitung des Kinder- und Ju-

gendschutzes im digitalen Raum. So hat der Gesetzgeber im Jahr 2021 mit 

der Novellierung des Jugendschutzgesetzes einen Schritt dahingehend getä-

tigt, die veränderten gesellschaftlichen Gegebenheiten aufzugreifen und die 

Schutzziele des Kinder- und Jugendmedienschutzes (§10a JuSchG) erweitert. 

Konkret wird hierin der Schutz der persönlichen Integrität bei der Medien-

nutzung genannt (Abs. 3), welcher nun zum 01.12.2025 novellierten Jugend-

medienschutz-Staatsvertrag (JMStV) aufgegriffen wird. Darin wird deutlich, 

dass die Förderung von jungen Menschen, Erziehungsberechtigten und pä-

dagogischen Fachkräften (Abs. 4) in der Mediennutzung und -erziehung ein 

wesentlicher Aspekt des Schutzes ist. Dies beschreibt maßgeblich unseren 

Auftrag als Fachstelle (siehe §14 SGB VIII). So stellen wir beispielsweise mit 

dem Präventionsmaterial „Kindermedienschutzparcours“ pädagogischen 

Fachkräften niedrigschwellige Methoden zur Verfügung, die sie in ihrer Ar-

beit mit Kindern und Jugendlichen einsetzen können, bieten umfassende 
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Beratungs- und Fortbildungsangebote im Bereich Kinder- und Jugendmedi-

enschutz an. Des Weiteren konnten wir mit dem dreijährigen Modelprojekt 

„Safe talk – real talk – Sprechen über mediatisierte sexualisierte Gewalt“ die 

Themen mediatisierte sexualisierte Gewalt als Präventionsangebot in Schu-

len durchführen – eben jene Aspekte der digitalen Mediennutzung, wovor 

Kinder und Jugendliche mit einem Social-Media-Verbot vermeintlich ge-

schützt werden sollen. Dennoch stellt sich die Frage, ob die Einschränkung 

von Social Media für unter 16-Jährige einen solchen umfassenden Schutz er-

möglicht oder ob die Anbieter nicht deutlich mehr in die Pflicht zu nehmen 

sind, wenn es um den Schutz junger Menschen geht (vgl. § 24 a JuSchG).  

 

Fragenkatalog zur schriftlichen Anhörung zu Vorlage 8/690 

1. Wie bewerten Sie die Forderung nach einer generellen Altersbe-

schränkung für Social-Media-Plattformen ab 16 Jahren auf ihre Wirk-

samkeit und Umsetzbarkeit? 

Die Forderung den Jugendmedienschutz rigoroser auf die genutzten Platt-

formen auszuweiten und dies mit einem Verbot anzugehen, ist zunächst 

nachvollziehbar. Bisweilen wünschen es sich junge Menschen selbst und 

auch Eltern und Bildungseinrichtungen begrüßen diese Forderung. Ein sol-

ches Verbot würde einen Handlungsrahmen abstecken, an dem sich insbe-

sondere Fachkräfte und Eltern orientieren können. Jedoch gilt es einen dif-

ferenzierten Blick auf diesen Vorstoß zu werfen. „Digitale Schutzräume“ 

müssen wesentlich größer gedacht werden und dürfen sich nicht auf soziale 

Netzwerke bzw. Social Media beschränken. Entsprechende Risiken können 

nicht nur auf bekannten Plattformen, sondern nachweislich hochrelevant in 

Chatgruppen gefunden werden. Solche Chatgruppen sind vom Verständnis, 

was man unter Social Media versteht, nicht unbedingt vertreten. Woraus 

sich eine klare Definitionsproblematik ergibt. Würde man die Kinder- und 

Jugendlichen vor den digitalen Risiken schützen wollen, müsste dies in ei-

nem wesentlich größeren Umfang geschehen als die Begrenzung auf Social 

Media. 

Auf fundamentaler Ebene wird bei diesem Vorhaben - einer generellen Al-

tersbeschränkung auf Social-Media-Plattformen für unter 16-Jährige - die Si-

cherheit betroffener Kinder und Jugendlicher mit deren Rechten der digita-

len Teilhabe abgewogen. Das Diskussionspapier der Leopoldina vom Juli 

2025 wurde in der öffentlichen Debatte nur unzulänglich betrachtet. Da es 

weitere relevante Aussagen enthält, denen sich die Landesarbeitsgemein-

schaft Kinder- und Jugendschutz Thüringen e.V. fachlich anschließen kann 

und bei der Positionierung zu diesem Vorstoß unterstützt. Herauszuheben 



ist dabei zuerst die wissenschaftlich immer noch unklare Auswirkung von so-

zialen Medien: 

„In der Wissenschaft wird die Frage nach den Auswirkungen sozialer Medien eben-

falls kontrovers diskutiert. Der Großteil der verfügbaren Evidenz ist korrelativer, 

nicht kausaler Natur.“ (Brailovskaia, J., Buchmann, J., Hertwig, R., Metzinger, T., 

Montag, C., Sadeghi, A.-R., Schneider, S., Spiecker gen. Döhmann, I. & Waldherr, A. 

(2025): Soziale Medien und die psychische Gesundheit von Kindern und Jugendli-

chen. Diskussion Nr. 40, Halle (Saale): Nationale Akademie der Wissenschaften Le-

opoldina. S. 6) 

Eine erhoffte Schutzwirkung im Sinne der Anfrage lässt sich damit nicht fach-

lich stützen. Die Umsetzung altersbeschränkter Zugänge zu Social Media be-

darf entsprechenden Alterskontrollsystemen, deren Zuverlässigkeit, Sicher-

heit und Datenschutzfreundlichkeit gewährleistet sein muss und die digitale 

Teilhabe der Kinder nicht einschränkt. Die Umsetzbarkeit eines solchen Ver-

bots sieht jedoch nach aktuellem technischem Stand so aus, als wäre dies 

nicht zuverlässig zu gewährleisten. Alterskontrollen sind derzeit noch nicht 

in der Lage, datenschutztechnisch korrekt und eindeutig zu arbeiten. Die 

Möglichkeit, dass personenbezogene Daten an anderer Stelle missbraucht 

werden, ist real. Letztlich lassen sich Alterskontrollen zum Beispiel mit VPN-

Diensten umgehen.  

Die Wirksamkeit ist aus Kinder- und Jugendschutzperspektive ebenfalls um-

stritten. Es ist denkbar, dass Minderjährige Zugang zu Social-Media über äl-

tere Peers, Geschwister, Eltern und andere Erwachsene erhalten könnten. 

Außerdem besteht die Möglichkeit, dass Minderjährige auf weniger regulier-

ten Plattformen verweilen und so weiterhin den Risiken ausgesetzt sind. 

Ähnlich, wie dies bereits jetzt bei Streamingplattformen wie Twitch.tv und 

Kick zu beobachten ist.  

Entwicklungsbeeinträchtigende Phänomene finden überall dort statt, wo 

Kinder und Jugendliche mit Inhalts- oder Kommunikationsrisiken in Kontakt 

kommen können. Das betrifft den Gaming-Bereich und YouTube genauso 

wie die Messenger-Dienste. So sind nach aktuellem Stand all diese Dienste 

erst ab 13 Jahren zulässig, was jedoch in der Praxis keinerlei Umsetzung fin-

det. Es ist aus fachlicher Sicht nicht nachvollziehbar, dass dem Konzept der 

Alterskontrollen so viel Aufmerksamkeit gewidmet wird. Im Diskussionspa-

pier der Leopoldina werden wesentlich bessere Lösungen genannt, die jetzt 

einfacher und wesentlich realistischere Erfolge bringen könnten und teil-

weise bereits langjährige Forderungen des Kinder- und Jugendmedienschut-

zes enthalten. 

 

 



2. Welche Alternativen zu gesetzlichen Altersgrenzen sehen Sie, um Kin-

der und Jugendliche im digitalen Raum besser zu schützen? 

Mit der fortschreitenden Mediatisierung unserer Lebenswelt erleben wir ei-

nen tiefgreifenden gesellschaftlichen Wandel, der politisch ernst genommen 

werden muss und deswegen flächendeckende Aufklärungskampagnen 

braucht. Es sind längst nicht alle Mitglieder der Gesellschaft auf einem Wis-

senstand, was das Verständnis für Risiken und Nutzen der digitalen Medien 

betrifft. Da Kinder- und Jugendschutz uns alle angeht, braucht es auch den 

politischen Willen, den Diskurs über die sich wandelnde Gesellschaft in den 

Medien zu fördern. Ein Beispiel wie Inhalte des Kindermedienschutzes groß-

flächig vermittelt werden könnten, liefert die kürzlich erschienen Kampagne 

zum Thema Sharenting der irischen Datenschutzbehörde: 

https://www.dataprotection.ie/en/children 

Wenn das allgemeine Gespräch über Inhalte und Erfahrungen im digitalen 

Raum normaler wird, hilft dies auch Kindern und Jugendlichen über ihre Fra-

gen und Probleme in eben diesen zu sprechen. Es braucht ein grundlegendes 

Verständnis sowie eine positive Haltung - ohne die Risiken zu verleugnen - 

zu Medien und ihrer Nutzung für Informations-, Unterhaltungs- und Kom-

munikationszwecken. Sie sind ein integraler Bestandteil der menschlichen 

Erfahrung – es geht darum sich über die persönlichen Grenzen hinweg aus-

zutauschen und Ideen mit anderen zu teilen. Die Balance hierzu zu finden, 

gilt es gesellschaftlich anzugehen. 

Darüber hinaus sind eindeutig die Anbieter in die Pflicht zu nehmen. Da wo 

Gesellschaft stattfindet, darf nicht die Logik des freien Kapitalmarktes grei-

fen. Das Geschäftsmodell der Plattformen liegt derzeit in der Ausbeutung 

personifizierter Daten für Werbetreibende, sodass diese Werbung an die ge-

wünschte Zielgruppe gerät. Dies wird auch deutlich im erwähnten Papier der 

Leopoldina-Stiftung kritisiert:  

„Kritisch zu sehen ist so etwa das Prinzip der Aufmerksamkeitsökonomie, das im 
Zentrum vieler digitaler Geschäftsmodelle steht; denn die Extraktion und Moneta-
risierung von Aufmerksamkeit fördert technologische Strategien zur Maximierung 
der Nutzerbindung und schafft gezielt suchtfördernde Strukturen im digitalen 
Raum.“ (Brailovskaia et al. (2025): Soziale Medien und die psychische Gesundheit 
von Kindern und Jugendlichen. Diskussion Nr. 40, Halle (Saale): Nationale Akade-
mie der Wissenschaften Leopoldina. S. 46) 

Dementsprechend werden die Angebote derart psychisch raffiniert konzi-

piert, dass die Sogwirkung, nicht nur für Kinder und Jugendliche, gigantisch 

ist. Kinder und Jugendliche sind hier die vulnerabelste Gruppe, da sie beson-

ders anfällig sind für diese psychologischen Mechanismen. Hier ist anzuset-

zen, zum Schutz der Minderjährigen, aber auch der Demokratie und der Frei-

heit der Information. Denkbar wäre hier bspw. eine Besteuerung der 

https://www.dataprotection.ie/en/children


personifizierten Datenextraktion, welche die Plattformanbieter zwingt, ihre 

Angebote freiheitlicher, sicherer und zum Wohle aller zu gestalten. Alterna-

tiv wäre ein Verbot von Tracking und Profilbildung zu Werbezwecken mög-

licherweise noch deutlicher. Letztlich nutzen die Anbieter derzeit das Wohl 

der Kinder aus, um Profit zu machen. Vereinfacht könnte man sagen, dass 

die Probleme auf Seiten der Anbieter entstehen, finanziell aber fast aus-

schließlich durch Fördermittel aufgefangen werden sollen. Eine finanzielle 

Beteiligung seitens der Betreiber an Präventions- und Interventionsmaßnah-

men erscheint daher nur sinnvoll. 

 

3. Welche Rollen Spielen Eltern, Bildungseinrichtungen und Medienpä-

dagogik in der Vermittlung von Medienkompetenz? 

Die drei hier angesprochenen Zielgruppen sind elementar in der Vermittlung 

von Medienkompetenz. Die Eltern sind als erste Sozialisationsinstanz Vorbil-

der und maßgeblich dafür verantwortlich, wie sich die Beziehung von Kin-

dern zu Medien entwickelt. Sie schaffen den Rahmen, in denen Kinder 

Schritt für Schritt Medienkompetenz entwickeln. Aber sie können auch 

gleichzeitig Betroffene sein, da sie die erste Generation sind, die Kinder in 

derart mediatisierten Lebenswelten großziehen. Ihnen fehlen selbst die Er-

ziehungsvorbilder. Umso wichtiger ist es, frühzeitig Eltern mit Wissen und 

Expertise zu unterstützen. Aus Perspektive des Kinderschutzes wären zum 

Beispiel Inhalte des Medienschutzes schon in Geburtsvorbereitungskursen 

gut verankert. Mit zunehmendem Alter der Kinder erhalten Eltern dann ent-

sprechend mehr Informationen. Heutige Eltern muss frühzeitig vermittelt 

werden, dass Medienerziehung ein integraler Bestandteil der Erziehungsauf-

gabe ist, dass es zwingend eine Auseinandersetzung mit der eigenen Medi-

ennutzung sowie mit der der Kinder braucht. Aufgrund der personalisierten 

Darstellung der Angebote sehen Kinder und Jugendliche völlig andere In-

halte als Erwachsene. Das Smartphone als „Babysitter“ im Kleinkindalter ist 

beispielsweise ein Riesenproblem, welches schon früh die Mediennutzung 

der Minderjährigen prägt und was für eine bessere fachliche Aufstellung 

auch u.a. in den Jugendämtern, Bildungseinrichtungen und von pädagogi-

schen Fachkräften insgesamt nach sich ziehen muss. 

 

Zwingend gehört Medienbildung in die Ausbildung sämtlicher sozialer Be-

rufsfelder, aber zusätzlich braucht es für alle bisherigen Fachkräfte Unter-

stützung. Die Einstellung von medienpädgogisch versierten Expert*innen in 

jeder Schule oder wenigstens jedes Schulamtes, bspw. ähnlich dem Schul-

psychologischen Dienst, würde den Schulen die Möglichkeit geben, unkom-

pliziert Hilfe und Präventionsangebote in Anspruch nehmen zu können. 



Genau dies hat man auf Bundesebene mit dem Digitalpakt Schule leider ver-

säumt. So konnten die Schulen sich technisch ausstatten, jedoch gab es nicht 

die Option, sich eben jene medienpädagogische Expertise mitzufinanzieren.  

Das Gleiche gilt für die Träger der Kinder- und Jugendhilfe. Auch sie brauchen 

ihre Ansprechpersonen im nahen Netzwerk. In Thüringen gibt es Institutio-

nen und Fachstellen, wie wir eine sind, die Medienkompetenz fortbilden und 

Bildungsmaterialien bereitstellen. Dennoch profitieren gerade Kinder und 

Jugendliche davon, auch Präventionsangebote von externen Fachkräften in 

Anspruch zu nehmen, wie der Erfolg des nun auslaufenden Präventionsan-

gebotes „Safe talk – real talk – Sprechen über mediatisierte sexualisierte Ge-

walt“ zeigt. 

Hier ist der Wille der Landesregierung gefragt, langfristig in Präventionsan-

gebote zu investieren, die vielfältige Aspekte der digitalen Lebenswelt in den 

Blick nehmen und damit Eltern, Bildungseinrichtungen und die pädagogi-

schen Fachkräfte unterstützen. Eben jene Welt besser zu verstehen und 

durch Aufklärung zur Reflektion zu animieren. Solche Präventionsangebote 

braucht es regelmäßig und auf die unterschiedlichen Altersstufen angepasst.  

Die Medienpädagogik hält viele Ansätze und Materialien vor und steht weg-

weisend seit vielen Jahren bereit. Die Diskussion um das Social-Media Ver-

bot zeigt, dass man auf Landes- und Bundesebene noch nicht ausreichend 

bereit war, in die Medienbildung junger Menschen zu investieren und die 

Eltern in der Medienerziehung großflächig zu unterstützen. Eine gute Förde-

rung in der Medienkompetenz ist derzeit abhängig von engagierten Einzel-

personen, fortschrittlichen Schulen oder zukunftsorientierten Trägern.  

 

4. Welche sozialen oder bildungspolitischen Risiken entstehen aus einer 

restriktiven Regulierung des Zugangs zu sozialen Medien? 

Je nach Umsetzung eines Social-Media-Verbotes und der entsprechenden 

Altersidentifikation werden vulnerablen Gruppen oder Personen ohne Aus-

weißpapiere der Zugang zu Social Media verwehrt und so viele Menschen 

von gesellschaftlicher Teilhabe ausgeschlossen. Dies wäre für die technische 

Umsetzung dringend mitzudenken. 

Auch mit einem Verbot bräuchte es die in Frage 3 aufgeführten Bemühun-

gen zur Medienbildung. Dennoch wäre bei einem Verbot ab dem Alter von 

16 Jahren beispielsweise der Zugang zu altersgerechten politischen Informa-

tionen zu bedenken. So gehört die Altersgruppe zu denjenigen, die in Kom-

munalwahlen das erste Mal wählen dürfen. Auch die Bereicherung zur Hori-

zonterweiterung mittels Social Media geht Jugendlichen durch ein Verbot 

ein Stückweit verloren. Hier wäre zu schauen, wie man das anderweitig 



fördern kann, ohne dass sich Minderjährige wie in einer „Parallelgesell-

schaft“ fühlen, zu der sie erst Zugang ab 16 Jahren haben.  

 

5. Wie bewerten Sie die datenschutz- und grundrechtsrelevanten As-

pekte einer verpflichtenden Altersverifikation bei Social-Media? 

Die Bewertung von datenschutz- und grundrechtsrelevanten Aspekten ist 

uns aus Kinder- und Jugendschutzperspektive nicht umfassend möglich. Klar 

ist, dass hier mit der Möglichkeit von nationalen (oder EU-weiten) Gesetzen 

versucht wird, bei international ansässigen Firmen einen Riegel vorzuschie-

ben, der sich möglicherweise rechtlich gar nicht umsetzen lässt.  

Dann kommt hinzu das die technische Umsetzung sicher sein muss, um den 

Datenschutz nicht zu gefährden. So sollen entsprechende Alterskontroll-

Apps anonym funktionieren. Der aktuelle Entwurf arbeitet derzeit allerdings 

pseudonym (vgl. https://netzpolitik.org/2025/eu-konzept-so-sollen-die-al-

terskontrollen-im-netz-ablaufen/). 

 

6. Welche bestehenden Schutzmechanismen und freiwilligen Selbstver-

pflichtungen von Plattformen halten Sie für ausreichend oder ausbau-

fähig? 

Hier ist deutlich zu bemängeln, wie schwierig die Meldeverfahren auf den 

Plattformen sind. Für die Nutzer*innen ist es nicht logisch, dass sie selbst die 

Einordnung vornehmen müssen, warum die Inhalte gerade problematisch, 

verletzend oder rechtswidrig sind. Internetbeschwerdestellen müssten di-

rekt mit eingebaut werden, denn die sind den Nutzer*innen oftmals unbe-

kannt (z.B. jugendschutz.net). Generell der Verweis auf Hilfsangebote oder 

auch Community-Hinweise, was Falschinformationen angeht, darf nicht ab-

hängig sein von Launen der Regierung im Herkunftsland oder der fragwürdi-

gen Haltung der Inhaber der Plattformen.  

 

Wir bitten um Beachtung und Prüfung der aufgeworfenen kritischen Punkte 

im weiteren Verfahren. Wir sehen die Notwendigkeit eines dringenden 

Handlungsbedarfs für einen gut funktionierenden digitalen Kinder- und Ju-

gendschutz, jedoch nicht mit einem Verbot, sondern mit konsequenter Ver-

mittlung von Medienkompetenz von Anfang an und in allen Altersstruktu-

ren. Nicht die jungen Menschen müssen für ihren Schutz Verantwortung 

übernehmen, sondern die Erwachsenen. Diesem ist mit politischem Engage-

ment nachzukommen. Zum einen auf Ebene der Anbieter von Social Media-

Plattformen, mit der Einschränkung der abhängigkeitsfördernden 

https://netzpolitik.org/2025/eu-konzept-so-sollen-die-alterskontrollen-im-netz-ablaufen/
https://netzpolitik.org/2025/eu-konzept-so-sollen-die-alterskontrollen-im-netz-ablaufen/


Geschäftspraktiken sozialer Netzwerke. Zum anderen mit einer deutlichen 

Ausweitung der Förderung der gesamtgesellschaftlichen Medienkompe-

tenz, insbesondere für die jungen Menschen, Eltern und Bildungseinrichtun-

gen. Es ist Zeit die veränderten gesellschaftlichen Bedingungen anzugehen 

und zu investieren. Kinderschutz geht alle an – auch und besonders im digi-

talen Raum. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

    
 

gez. Steffen Sindulka     Susan Schmidt 

Vorsitzender       Geschäftsführung 
Landesarbeitsgemeinschaft Kinder- und Jugendschutz Thüringen e.V. 


